
Leinfelden-Echterdingen. Wenn’s um die
von ihm angestoßene Bildungsoffensive
L.-E. geht, gibt Bürgermeister Alexander
Ludwig den Kämpfer. Mitunter muss er
aber auch zurückstecken wie jetzt bei
der geplanten Aufstockung des Personals
beim Stadtjugendring (SJR).

Von Thomas Braun

Wohlweislich hatte der Dezernatschef das
konfliktträchtige Thema auf die Tagesord-
nung des nichtöffentlichen Teils der Sitzung
des Verwaltunsgsausschusses gesetzt. Auch
ein Antrag des Stadtrats Joachim Beckmann,
den Punkt öffentlich zu behandeln, konnte
den „Konsensbürgermeister“ (Rathaus-Spott)
nicht umstimmen. Hinter verschlossenen Tü-
ren präsentierte Ludwig dann eine Vorlage,
die im Zusammenhang mit der Ganztagsbe-
treuung an Schulen und Kindergärten eine

zusätzliche Stelle für den SJR vorsah. Der
Stadtjugendring soll bekanntlich die Koordi-
nation der verschiedenen Angebote überneh-
men. Schon im öffentlichen Teil der Sitzung
hatte Ludwig allerdings sein Credo formu-
liert: „Bildung kostet Geld.“

Dem Vernehmen nach war den Stadträ-
ten freilich auch nach Studium des Papiers
nicht ersichtlich, welche Aufgaben die neue
Kraft denn konkret erfüllen soll. „Es fehlt an
Details des Konzepts. Erst wenn wir wissen,
was der SJR genau machen will, können wir
über Stellen entscheiden“, so ein Sitzungsteil-
nehmer. Der Bürgermeister habe für die
70-Prozent-Stelle in eindringlichen Worten
geworben, doch den Räten fehlte der Rah-
men. Die Notwendigkeit der Ganztagsbetreu-
ung und auch die Funktion des öffentlich
alimentierten Stadtjugendrings ist zwar in-
zwischen auch im Gemeinderat von L.-E.
unumstritten. „Wir müssen aber aufpassen,
dass wir uns nicht in zu vielen Modellprojek-
ten verheddern“, mahnt ein anderer Stadtrat.

Noch vor drei Jahren hatte die Zukunft
des Stadtjugendrings sozusagen auf Messers
Schneide gestanden. Die Fraktion der Freien
Wähler hatte seinerzeit beantragt, die Zu-
schüsse für den Verein auf null zurückzufah-
ren und die eingesparten Mittel für die Ganz-
tagsbetreuung und Schulsozialarbeit einzu-
setzen. Der SJR hatte die Budgeteinsparun-
gen trotz eines bestehenden Vertrags mit der
Stadt seinerzeit zähneknirschend akzeptiert,
erhält aber immer noch Zuschüsse in Höhe
von rund 390 000 Euro pro Jahr (darunter
rund 70 000 Euro für Angebote der Ganztags-
betreuung).

Angesichts der Aufgaben in diesem Be-
reich bewilligte der Ausschuss schließlich die
Stelle – allerdings nur befristet bis zum
Schuljahresende 2008/2009. Nicht ausschlie-
ßen wollen manche Kommunalpolitiker, dass
angesichts der Fülle der Aufgabenstellungen
dem SJR dauerhaft eine zusätzliche Stelle
zugebilligt wird – vorausgesetzt, die Arbeits-
platzbeschreibung ist konkret definiert.

Stelle für Ganztagsbetreuung erst mal nur befristet
Stadtjugendring scheitert im ersten Anlauf mit der Forderung nach dauerhafter Personalaufstockung

Filderstadt. Die Weichen für Filderstadts
nahe Zukunft sind gestellt. Bei einer
Klausur, die kürzer dauerte als geplant,
einigte sich der Gemeinderat auf eine
Prioritätenliste der anstehenden Projek-
te. Überraschend wurde dabei den Sport-
plätzen eine Sonderrolle eingeräumt.

Von Otto-H. Häusser

Den Stadträten standen eigentlich 10,1 Millio-
nen Euro als Finanzmasse bis zum Jahr 2012
zur Verfügung. Auf diesen Betrag hatte die
Verwaltung die freie Rücklage beziffert. Die
Mehrheit des Gemeinderats erweiterte bei
der Klausur den Finanzrahmen jedoch auf
rund 11,5 Millionen Euro.

Damit wurde eine Sparanlage in Höhe
von 1,4 Millionen Euro, die von der Verwal-
tung für schlechte Zeiten gedacht war, vom
Tisch gewischt. Eine deutliche Mehrheit des
Gemeinderats widersetzte sich nicht nur
dem Vorschlag von Finanzbürgermeister
Andreas Koch, sondern auch dem Willen der
Grünen.

Während die Sprecher der meisten Frak-
tionen bei einer Pressekonferenz am gestri-
gen Vormittag die Ergebnisse der Klausur
lobten, sah sich Grünen-Fraktionschef Rainer
Moritz gezwungen, „Wasser in den Wein zu
gießen“ (siehe auch nebenstehender Artikel).
Er kritisierte, dass bei der Gewichtung der
anstehenden Investitionen den Sportplätzen
ein Sonderstatus eingeräumt wurde.

Sie tauchen nicht mehr in der Prioritäten-
liste auf. Die Stadt stellt den Sportvereinen
stattdessen acht Jahre lang jährlich einen
Betrag von 500 000 Euro zur Verfügung, mit
dem Sportplätze saniert werden können. Da-
mit ist von den bis zum Jahr 2012 zur
Verfügung stehenden 11,5 Millionen Euro
bereits ein Betrag von zwei Millionen Euro
für den Sport reserviert.

Für alle übrigen Projekte gilt dagegen die
Prioritätenliste. Auf dem ersten Platz landete
erwartungsgemäß der Bau einer größeren
Mensa sowie neuer Schulräume im Eduard-
Spranger-Gymnasium (Kosten: rund 1,2 Mil-
lionen Euro). Auf Platz zwei steht die Auslage-
rung der Stadtbibliothek in den Ortskern von
Bernhausen (1,8 Millionen Euro). Platz drei

belegt der Ausbau der Kinderbetreuung
(2,5 Millionen Euro). Es folgt der Bau einer
Ganztagesschule (drei Millionen Euro).

Noch sei nicht klar, ob das entsprechende
Projekt an der Gotthard-Müller- und Fleins-
bachrealschule oder aber an der Brucken-
acker- und Musikschule realisiert wird, sagte
Finanzbürgermeister Andreas Koch. Auch für
alle anderen Projekte gelte, dass die Einzel-
heiten in den zuständigen Ausschüssen noch
besprochen werden müssten. Auf Platz fünf
befindet sich der Bau des Kreisverkehrs
Nürtinger/Neuhäuser Straße. Dann folgen
Straßensanie-
rungen.

Bereits an
diesem Punkt
ist das zur Ver-
fügung stehen-
de Finanzpols-
ter von 9,5 Mil-
lionen Euro
aufgebraucht.
Damit bleibt
offen, wann
die zweite
Ganztagsschu-
le und alle an-
deren auf der
P r i o r i t ä t e n -
liste folgen-
den Projekte
zu finanzieren
sind.

Oberbür-
germeisterin
Gabriele Dö-
nig-Poppensie-
ker (SPD) lob-
te den Klau-
surverlauf. Sie
zeigte sich er-
freut, dass die
Beschlüsse
aus der Zu-
kunftssiche-
rung 2003 wei-
terhin Be-
stand hätten
und die Stadt
außerdem
schuldenfrei
bleibe.

Filder (red). Wenn der Landkreis Esslingen in
Zukunft das Nahverkehrsangebot verbessert,
wird dies überwiegend auf den Fildern ge-
schehen. Dies geht aus dem Nahverkehrsplan
des Kreises hervor, an dessen Weiterentwick-
lung zurzeit gearbeitet wird. Darin aufgenom-
men sind Trassenvarianten etwa für Stadt-
bahnverbindungen von Leinfelden nach Ech-
terdingen, vom Gewerbegebiet Fasanenhof-
Ost zur neuen Messe beim Flughafen oder
von Bernhausen nach Neuhausen. Die dafür
notwendigen Umweltprüfungen hätten zwar
ergeben, dass es zu Beeinträchtigungen im
Umfeld kommt, heißt es in einer Mitteilung
des Landratsamts, andererseits stünde einem
verbesserten Nahverkehrsangebot eine Ver-
ringerung des Autoverkehrs gegenüber. Aus
diesem Grund verzichtet der Kreis auf eine
sogenannte strategische Umweltprüfung.

Filderstadt. Die Fraktionen begrüßen
mehrheitlich die Ergebnisse der Klausur-
tagung des Gemeinderats vom vergange-
nen Freitag. Nur die Grünen äußern
grundsätzliche Kritik an dem eingeschla-
genen finanzpolitischen Kurs und einer
Privilegierung des Sports.

Von Norbert J. Leven

In der Grundtendenz liegen die Vorstellun-
gen der Ge-
meinderats-
fraktionen in
Filderstadt
„nicht so arg
weit auseinan-
der“, analy-
siert der
Freie-Wähler-
Fraktionschef
Rolf Kurfess
die Ergebnis-
se der Klau-
sur. Wie auch
die Sprecher
von CDU, Libe-
ralen und SPD
betont er den
D u r c h b r u c h
bei der Finan-
zierungsrege-
lung für die
Sportanlagen
als herausra-
gend positiv.
Für beide Sei-
ten – die
Sportvereine
und die Poli-
tik – gebe es
nun eine „ver-
lässliche
Grundlage“.

Mit der
neuen Prioritä-
tenliste doku-
mentieren die
politischen
Kräfte in Fil-
derstadt nach

Auffassung des stellvertretenden SPD-Frak-
tionsvorsitzenden Willfried Nobel, dass sie in
Sachen Kinderstadt Filderstadt „an einem
Strang ziehen“. Der CDU-Fraktionsvorsit-
zende Erhard Alber betont eine Übereinstim-
mung mit der Sichtweise der Stadtverwal-
tung, die Schulprojekte und Kinderbetreuung
in der Dringlichkeit ganz vorne eingestuft
hatte: „An den Prioritäten hat sich nicht viel
geändert.“ Und der FDP-Fraktionschef Johan-
nes Jauch legt Wert auf die Feststellung, dass
es keine Kreditaufnahme geben werde.

Die Klausurtagung bezeichnet Nobel als
„sehr gute Veranstaltung“, die geprägt gewe-
sen sei von dem Wunsch, die Stadt „einver-
nehmlich und harmonisch voranzubringen“.
Viel besser, so bewertet Kurfess die Veranstal-
tung, „hätte die Klausur nicht laufen kön-
nen“. Dem Lob auch aus den anderen Fraktio-
nen mögen sich allerdings die Grünen nur
bedingt anschließen. Ihrer Auffassung nach
ist es „falsch, alles freie Geld auszugeben“,
sagt Rainer Moritz. Der Fraktionsvorsitzende
hätte es lieber gesehen, wenn der Gemeinde-
rat mehrheitlich die von Finanzbürgermeis-
ter Andreas Koch vorgeschlagene Konjunktur-
rücklage akzeptiert hätte. Weil dem jedoch
nicht so ist, wollen die Grünen das Ergebnis
der Sitzung vom vergangenen Freitag nicht
mittragen.

Dafür gibt es nach Darstellung von Mo-
ritz noch einen weiteren Grund. Seine Frak-
tion kommt auch mit der von den übrigen
Fraktionen beschlossenen „Sonderstellung
des Sports“ nicht zurecht. Die Vorwegent-
nahme von zwei Millionen Euro aus dem
11,5-Millionen-Topf in den kommenden vier
Jahren ist aus Moritz’ Sicht „nicht gerecht“:
Der Sport werde in Filderstadt „privilegiert
bedient“.

Moritz weist im Übrigen auf die verblei-
benden Risiken hin. Kosten für eine Kläranla-
gensanierung und weitere Entsorgungsein-
richtungen in der Größenordnung von fünf
bis sechs Millionen Euro seien in der Liste
noch gar nicht berücksichtigt. In der Beurtei-
lung, dass neue Einrichtungen wie Ganztags-
schulen und Kinderbetreuungseinrichtungen
den finanziellen Spielraum in Zukunft weiter
einengen, sind sich Grüne und CDU wie-
derum einig. Allerdings sagt der Fraktions-
chef der Christdemokraten Alber deutlich:
„Diese Kosten schultern wir gern.“

Büsnau (red). Beamte der Verkehrsüberwa-
chung haben am Sonntag in der Mahdental-
straße insbesondere Motorradfahrer zur Ver-
kehrskontrolle gebeten. Insgesamt überprüf-
ten die Polizisten 65 Motorräder. Dabei wur-
den sechs Verstöße festgestellt. Bei zwei
Fahrzeugen war die Betriebserlaubnis erlo-
schen, weil die Auspuffanlagen unerlaubt
verändert wurden. Die Fahrer wurden ange-
zeigt und müssen mit Geldbußen rechnen.

An den Sportvereinen kommt, so hat es
den Anschein, in Filderstadt mit Aus-
nahme der Grünen keiner vorbei. Die
Vereinsvorsitzenden können sich also
jetzt, nach der Gemeinderatsklausur, ge-
genseitig abklatschen und den Bleistift
zum Skizzieren von Plänen für die Sanie-
rung von Sportanlagen zücken. Für den
Zeitraum von acht Jahren stellt die Kom-
mune dafür per anno eine halbe Million
Euro zur Verfügung – und damit die stets
fordernden Sportler erst mal ruhig.

Niemand sonst in der Stadt ist mit
einer derart komfortablen und konjunk-
turunabhängigen Finanzzusage ausgestat-
tet. Die Ratsfraktionen von CDU, Freien
Wählern, SPD und FDP mögen dies
ebenso sorgsam wie durchsichtig kalku-
liert haben: Sind die Sportvereine zufrie-
den, dürften es auch die Kommunalpoliti-
ker im kommenden Jahr sein – da stehen
wieder einmal Gemeinderatswahlen an.
Einzig die Grünen scheinen sich solcher
taktischen Überlegungen zu enthalten.
Sie stellen die Privilegierung an den Pran-
ger – und haben keine Angst vor mögli-
chen Folgen. Die Ökopartei und die Sport-
vereine funken in Filderstadt nun mal
nicht auf einer Wellenlänge.

Dass die Geldquelle für die Erhaltung
von Sportanlagen überhaupt im vorgese-
henen Ausmaß und mit hohem Neidfak-
tor sprudeln kann, geht eindeutig zulas-
ten der ursprünglich angepeilten schwä-
bisch-konservativen Finanzpolitik. Ober-
bürgermeisterin, Finanzbürgermeister
und Grüne wollten jährlich eine Art Not-
groschen ansparen. Diesen Vorschlag hat
die Gemeinderatsmehrheit nun kassiert.

Bis 2012 – für diesen Zeitraum hat
man sich erst einmal gebunden – wird
nun also alles freie Geld in Projekte gepul-
vert. Wie weit die Stadt dabei kommt,
bleibt abzuwarten. Mensa und zusätzliche
Klassenzimmer fürs Eduard-Spranger-
Gymnasium, Umsiedlung der Bibliothek,
Kinderbetreuungsprojekte und Ganztags-
schule in Bernhausen stehen an vorders-
ter Stelle. Das heißt aber beileibe nicht,
dass all dieses bereits innerhalb dieser
knapp vier Jahre umgesetzt sein wird. Für
weiter hinten rangierende Vorhaben sieht
es hingegen zappenduster aus. Dafür ist
Filderstadt eindeutig nicht reich genug.

Vaihingen. Durch eine Vertragsklausel
kommt der Standort Ossietzkystraße
auf keinen Fall mehr in Frage für einen
Zentralen Busbahnhof (ZOB). „Wir sind
empört“, sagt Gerhard Wick von der
Initiative gegen einen zentralen Fern-
omnibusbahnhof in Vaihingen (Igfob).

Von Kai Müller

Noch am vergangenen Mittwoch hatte der
Verkehrsplaner Arne Seyboth den Möhringer
Bezirksbeiräten erklärt, dass ein Busbahnhof
an der Ossietzkystraße grundsätzlich mög-
lich sei. Die Aussage hatte allerdings nicht
mal zwei Tage Bestand. Der Ausschuss für
Wirtschaft und Wohnen stimmte in seiner
jüngsten Sitzung hinter verschlossenen Tü-
ren dafür, dass die Stadt drei Grundstücke an
der Ossietzkystraße von der Energie Baden-
Württemberg (EnBW) kauft. Zugleich ließ
aber der Energiekonzern einen Passus im
Vertrag verankern, der verhindert, dass auf
den erworbenen Flächen ein ZOB angesiedelt
werden kann (die Filder-Zeitung berichtete).
Die Verwaltung verfolgt für das Gebiet an-
dere Ziele. Dort soll ein „attraktiver Büro-
und Dienstleistungsstandort“ entstehen.

In den Antworten auf verschiedene An-
träge der Fraktionen spielte diese Absicht
bislang aber keine Rolle. Stattdessen hieß es
lediglich, dass das Areal an der Ossietzky-

straße für 16 Bussteige nicht groß genug sei.
Die Igfob und der Vaihinger Bezirksbeirat
hatten wiederholt Zweifel daran geäußert, ob
eine derartige Anzahl an Bushaltestellen über-
haupt notwendig ist. „In Hamburg reichen
14 Bahnsteige für Fern- und Touristikbusse
aus“, sagt das Igfob-Mitglied Wick. Es gebe
ein „jämmerliches Bild“ für die Stadt Stutt-
gart ab, wenn man mit Stuttgart 21 das neue
Herz Europas plane und es nicht schaffe,
einen Busbahnhof zu integrieren. Er sei „em-
pört“, dass man die Stadtplanung der EnBW
überlasse. Die Grünen haben als einzige Ge-
meinderatsfraktion den Kaufvertrag abge-
lehnt. „Es ist ein Skandal, dass solche Kon-
trakte geschlossen werden“, bringt es Stadträ-
tin Ursula Marx auf den Punkt. Man habe den
Eindruck, dass man den Busbahnhof unbe-
dingt nach Vaihingen schieben wolle. Der
FOB-Standort im Außenstadtbezirk sei Un-
sinn. Allenfalls ein Provisorium komme in
Frage, bis eine geeignete Fläche nach dem
Bau von Stuttgart 21 in unmittelbarer Nähe
des Hauptbahnhofs zur Verfügung stehe. Die
Ökopartei hat sich in einem Antrag für den
Kurt-Georg-Kiesinger-Platz als ZOB-Standort
ausgesprochen.

Auch für die SPD-Stadträtin Roswitha
Blind ist die Fläche direkt am Hauptbahnhof
der „Favorit“, der FOB in Vaihingen sei nur
„eine zweitklassige Lösung“: „Wenn es eine
vernünftige Interimslösung für den Busbahn-
hof gibt, werden wir sicherlich ernsthaft
darüber nachdenken.“ Bislang haben freilich

SPD und CDU die Planungen für einen FOB in
Vaihingen vorangetrieben. Das Areal an der
Ossietzkystraße ist für Blind keine Option
gewesen: „Die Fläche ist zu klein und nicht
nah genug am Bahnhof.“ Sie ergänzt: „Wenn
wir von dem Standort überzeugt gewesen
wären, hätte man den Vertrag mit der EnBW
nicht machen dürfen.“ Die Stadt habe sich an
dieser Stelle aber für eine andere Nutzung
entschieden. „Man muss auch schauen, dass
Arbeitplätze erhalten und nicht leichtsinnig
aufs Spiel gesetzt werden.“ Für das Gelände
an der Ecke Jägerstraße/Ossietzkystraße hat
bereits die Unternehmensberatung Ernst und
Young Interesse bekundet.

Noch ist aber keine Entscheidung gefal-
len, ob der FOB in Vaihingen gebaut wird –
zumindest nicht, bevor im Ausschuss für
Umwelt und Technik über die Vor- und
Nachteile alternativer Standorte diskutiert
wurde. Am Mittwoch will sich die CDU-Rats-
fraktion vor Ort ein Bild von den Planungen
machen. Stadtrat Jürgen Sauer zeigt sich
„überrascht“ über die Vorfestlegung in Sa-
chen Ossietzkystraße. Der Verwaltung stellt
er kein gutes Zeugnis aus: „Da verfestigt sich
der Eindruck, dass die linke Hand nicht weiß,
was die rechte tut.“ Damit werde auch das
Projekt unter Wert verkauft. „Wir wollen bei
der Vorort-Aktion beide Seiten der Medaille
kennenlernen“, sagt Sauer. Die Igfob ist jeden-
falls für den Besuch der Stuttgarter CDU
gerüstet. „Denen werden wir deutlich die
Meinung sagen“, so Wick.

Die Abkehr vom
Notgroschen

Musberg (red). Die Sanierung des Turner-
wegs zwischen Gaststätte Hirschgraben und
Brühl-Kindergarten ist abgeschlossen. Das
hat die Stadtverwaltung mitgeteilt. Die Flä-
che vor dem Eingang des Kindergartens
wurde mit Betonpflaster befestigt, quer zur
Fahrbahn wurden drei Pflasterbänder einge-
baut. Die Umgestaltung des Straßenraums
soll der Verbesserung der Verkehrssicherheit
für Schul- und Kindergartenkinder dienen.

Stadt meldet:
Turnerweg saniert

FOB-Gegner wollen CDU-Stadträten die Meinung geigen
Initiative zeigt sich über EnBW-Bedingung für Grundstücke an der Ossietzkystraße empört – Grünen-Stadträtin spricht von „Skandal“

Sportplätze kommen
vor anderen Projekten

Gemeinderat legt Prioritäten für die nächsten vier Jahre fest

Kreis: Beim Nahverkehr
keine Umweltprüfung

„Diese Kosten
schultern wir gern“

Fraktionen mit den Investitionen überwiegend im Einklang

OB Gabriele Dönig-Poppensieker und Bürgermeister Andreas
Koch sind mit der Gemeinderatsklausur zufrieden Foto: N. J. Leven

Motorradfahrer kontrolliert

Von Norbert J. Leven

Der Protest gegen den geplanten FOB in
Vaihingen hält nach wie vor an.  Foto: Archiv Müller

Die Vereine können künftig über die Reihenfolge der Sport-
platzsanierung selbst bestimmen.  Foto: Archiv Alexandra Böttinger
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Die ehemaligen Park-
plätze auf dem Weiler-
hau in Plattenhardt sind
in zwei Großaktionen
bepflanzt worden.

Pflanzaktion
Nach dem 5:0 in Bern-
hausen bleibt Calcio
Leinfelden-Echterdin-
gen in der Rückrunde
weiter unbesiegt.
Seite IV

Erneuter Erfolg


